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Informationsfreiheitssatzung 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird beauftragt, die Realisierung einer 
Informationsfreiheitssatzung für die Stadt Kassel zu prüfen. Neben dem Anspruch der 
Bürgerinnen/Bürger auf freien Zugang zu Informationen betreffend den eigenen 
Wirkungskreis der Stadt Kassel, sollen auch berechtigte Interessen Dritter an 
Geheimhaltung/ Nichtveröffentlichung sowie eine angemessene Deckung der entstehenden 
Verwaltungskosten berücksichtigt werden. Bei der Prüfung sollen mögliche Intentionen des 
Landesgesetzgebers bezüglich der Verbesserung der Informationsfreiheit berücksichtigt 
werden. 

 
 

Begründung: 
 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Christian Geselle 
 
 
 
Uwe Frankenberger MdL Gernot Rönz  
Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne  
   
   
   
   
   
   
   

 




